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von Preußen .
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8§ 1

Die „Nationalſtiftung für die Hinterbliebenen der im Kriege J. Rechts⸗

Gefallenen “ hat ihren Sitz in Berlin und erſtreckt ihre Wirkſam⸗

keit über das ganze Gebiet des Deutſchen Reiches .

Sie hat als rechtsfähige Stiftung die landesherrliche Ge —

nehmigung durch Erlaß vom 10 . September 1915 erhalten .

82
82 .

Die Stiftung will die Hinterbliebenenfürſorge des Reiches

in angemeſſener Weiſe ergänzen und den hilfsbedürftigen Hinter⸗
bliebenen der im gegenwärtigen Kriege Gefallenen ohne Unter⸗

ſchied des Standes , der Partei und des Glaubens wirtſchaftliche

Unterſtützung und ſoziale Fürſorge zu Teil werden laſſen .

Dieſes Ziel ſoll vor allem durch Gewährung von Beihilfen

zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes oder zur Unterſtützung in

Krankheits - und Unglücksfällen , ferner durch Erleichterung der

Erziehung und Ausbildung der Kinder ( Erziehungsbeiträge ,

Unterbringung in Familien oder in geeigneten Anſtalten , Erlernung

eines Berufes und dergl . ) , ſodann durch Förderung des wirt⸗

ſchaftlichen Fortkommens ( Erhaltung der Wirtſchaft oder des

Geſchäfts , Vermittelung von Arbeits - oder Erwerbsgelegenheiten

und dergl. ) , ſowie überhaupt durch Pflege und Übung ſozialer

Fürſorge erreicht werden .

ſtellung und

Zweck der

Stiftung .
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Die Kriegerwitwen ſollen , in erſter Linie in den Stand

geſetzt werden , möglichſt aus eigenen Kräften ihren Hausſtand

weiterzuführen und ihre Kinder ſo zu erziehen und ausbilden

zu laſſen , daß dieſe dereinſt ihren Lebensunterhalt in einer ihren

Fähigkeiten angepaßten Tätigkeit erwerben können ; ein Herabſinken
unter die frühere ſoziale Stellung ſoll tunlichſt verhindert und

der Aufſtieg der Tüchtigen nach Möglichkeit gefördert werden .

883

Als im Kriege gefallen gelten alle , die während des gegen —

wärtigen Krieges im Heere , in der Kaiſerlichen Maxine , in der

Kaiſerlichen Schutztruppe oder in der militäriſchen Zwecken

dienenden Krankenpflege Dienſte geleiſtet haben und während der

Ausübung ihres Dienſtes verſtorben ſind oder hierbei Beſchädi —

gungen am Körper oder an der Geſundheit erlitten haben , die

nachträglich den Tod zur Folge hatten .

Wer während der gleichen Zeit infolge oder bei der Abwehr

feindlicher Handlungen (3. B. durch Fliegerangriffe , feindliche

Einfälle oder als Zivilgefangener oder Geiſel ) ſein Leben verloren

oder Schädigungen am Körper oder Geſundheit erlitten hat , die

den Tod zur Folge hatten , ſteht den im Kriege Gefallenen gleich.

Als Hinterbliebene kommen zunächſt die Witwen und

Waiſen in Betracht . “

Ferner können Verwandte aufſteigender Linie , Geſchwiſter ,

Pflegekinder , uneheliche Kinder , ſonſtige Angehörige ſowie ſchuldlos

geſchiedene Ehefrauen in den Kreis der Fürſorge einbezogen

werden . Dieſe Hilfe wird in der Regel davon abhängig zu

machen ſein , daß der Verſtorbene zu deren Unterhalt beigetragen hat .

8 45

Zur Erreichung ihres Zweckes dienen der Stiftung :

a) Die ihr bei der Errichtung bereits zugewendeten

Kapitalien und Wertſachen ,

p) die ihr durch Sammlungen , anderweitige Veranſtal⸗

tungen , letztwillige Verfügungen oder ſonſt zufließen⸗

den - ⸗Mittel :

Die Stiftung iſt berechtigt , Zuwendungen anzunehmen , die

ihr im Einklang mit ihren Zwecken unter beſonderen Auflagen

ſeitens der Spender gemacht werden .
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Alle Zuwendungen , welche Gegenſtände im Werte von

mehr als 5000 / betreffen , bedürfen der Genehmigung des

Königs von Preußen .

§8 5.

Die Organe der Stiftung ſind :
1. Das Präſidium ,

der Beirat ,

der Hauptausſchuß ,
die Landesausſchüſſe

σ

§ 6.

Das Präſidium iſt der Vorſtand der Stiftung im Sinne 1

des Geſetzes und vertritt als ſolcher die Stiftung nach außen .

Das Präſidium beſteht aus :

a ) Dem jeweiligen preußiſchen Miniſter des Innern

als Vorſitzenden ;
b ) einem erſten und einem zweiten Stellvertreter des

Vorſitzenden ; einem geſchäftsführenden Mitglied ,

einem Schatzmeiſter , einem Vertreter des Reichsamts

des Innern und einem Vertreter des Direktoriums

der Friedr . Krupp Akt . ⸗Geſ. in Eſſen als Spenderin

der der Nationalſtiftung angeſchloſſenen Krupp⸗

Stiftung ;

e) bis zu ſieben weiteren Mitgliedern .

Die erſtmalige Zuſammenſetzung des Präſidiums iſt von

Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer und König von Preußen

genehmigt .
Von den am 1. Juli 1917 vorhandenen ſechs Mitgliedern

zu b und fünf Wibtederr zu ſcheiden je drei nach

Beſtimmung durch das Los am 1. Juli 1920 , die übrigen

am 1. Juli 1923 aus .

Die Mitglieder zu b werden vom Präſidium durch Zuwahl

beſtimmt , die Mitglieder zu e vom Beirat gewählt . Die Wahl⸗

zeit beträgt ſechs Jahre . Wiederwahl iſt zuläſſig . Scheidet
ein Mitglied durch Tod oder Verzicht während der Wahlzeit

aus , ſo erfolgt Erſatzwahl für die Dauer der Wahlzeit des

Ausgeſchiedenen .
Die Mitgliedſchaft im Präſidium iſt ein Ehrenamt , das

ohne Entgelt verwaltet wird . Es bleibt vorbehalten , die erforder⸗

lichen Hilfskräfte anzuſtellen .
15



8 7 .

Dem Präſidium liegt die Leitung der Stiftung und die

Führung ihrer Geſchäfte ob , ſoweit dieſe nicht durch die Satzung

anderen Organen übertragen ſind .

Zur Aufgabe des Präſidiums gehört vor allem die Samm —

lung der erforderlichen Mittel , die Anlage und Verwaltung des

Stiftungsvermögens , die Verfügung über dieſes Vermögen , die

Feſtſtellung einheitlicher Grundſätze über die Gewährung von

die Berufung des Hauptausſchuſſes ſowie die

Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe .

Das Stiftungsvermögen ſoll in mündelſicheren Werten

angelegt werden , ſoweit nicht die Mittel zur laufenden Ver

wendung notwendig werden oder von den Spendern etwas

anderes beſtimmt iſt . Bei der Anlegung in Reichs - und Staats⸗

anleihen ſoll tunlichſt die Eintragung in die Schuldbücher des

Reichs und der Bundesſtaaten bevorzugt werden .

Präſidium kann die Geſchäftsführung durch eine Ge —

ſchäftsordnung regeln und hierin insbeſondere auch die Aus⸗

führung von Beſchlüſſen einzelnen Mitgliedern des Präſidiums

übertragen .

Das Präſidium faßt ſeine Beſchlüſſe mit einfacher Stimmen⸗

mehrheit der anweſenden Mitglieder , ſoweit dieſe Satzung nicht

etwas anderes beſtimmt . Bei Stimmengleichheit entſcheidet die

. des Vorſitzenden

as Präſidium kann ferner ehrenamtlich arbeitende Aus⸗

feh 119 Vorbereitung und Durchführung beſonderer Aufgaben

(3. B. für die Anlegung und Verwaltung der Stiftungsmittel )

einſetzen .
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Für die Vertretung der Stiftung nach außen , insbeſondere

für Anträge und Erklärungen gegenüber Gerichten und anderen

Behörden , ſind die Unterſchriften von zwei Mitgliedern des

Präſidiums erforderlich und ausreichend .

Zum Ausweiſe des Präſidiums und ſeiner Mitglieder , auch

für Gerichte und andere Behörden , dient eine Beſcheinigung des

preußiſchen Miniſters des Innern .

üb .

un
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§ 9.

Das Präfidium hat alljährlich dem Hauptausſchuß Bericht
über ſeine Tätigkeit zu erſtatten und Rechnung zu legen . Bericht
und Rechnung ſind auch dem Beirat mitzuteilen .

Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr . Die Jahres⸗

rechnung ſoll der Reichsbank zur Prüfung vorgelegt werden .

§ 10 .

Der Beirat beſteht aus :

1. dem jeweiligen preußiſchen Miniſter des Innern oder einem

von ihm ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden ;
2. je einem von jedem Landesausſchuß benannten Mitglied bezw

deſſen Stellvertreter ;

3. ſechs vom Reichskanzler ernannten Mitgliedern des Bundesrats ;
4. ſechs vom ernannten , aus den großen Parteien

des Reichstags ausgewählten Mitgliedern des Reichtags
5. bis zu vierzig auf die Dauer von ſechs Jahren gewählten

Mitgliedern aus den Kreiſen derjenigen Perſonen , die ſich auf
dem Gebiete der Fürſorge praktiſch , wiſſenſchaftlich oder durch

Mitwirkung bei der Geſetzgebung beſonders betätigt haben .
Die eine Hälfte dieſer Mitglieder wird vom Präſidium gewählt ,
die andere vom Beirat durch Zuwahl beſtimmt . Von den

erſtmalig gewählten Mitgliedern ſcheidet die Hälfte nach

Beſtimmung durch das Los bereits nach drei Jahren aus .

1Die Mitgliedſ chaft im Beirat iſt ein Ehrenamt , das ohne

Entgelt verwaltet wird . Die Mitgliedſchaft endet durch Tod

oder Verzicht oder bei den Mitgliedern

zu 2. durch Widerruf ſeitens des Landesausſchuſſes ;

zu 3. und 4. durch Verluſt der Eigenſchaft als Be⸗

vollmächtigter zum Bundesrat oder als Mitglied

des Reichtags ;

u 5. mit Ablauf der Wartezeit . Die Wiederwahl iſt

zuläſſig . Scheidet ein Mitglied während der

ſo erfolgt Erſatzwahl für die

Dauer der Wahlzeit des Ausgeſchiedenen

Die Zuſtändigkeit des Beirats erſtreckt ſich auf :

a ) die Wahl von ſieben Mitgliedern des Präſidiums (§S6) ;

b) die vom Präſidium einzuholende Zuſtimmung des Bei⸗

rats zum Erlaß einheitlicher Grundſätze über die Ge —

15⸗

Wahlzeit aus f

2. Beirat .



3. Haupt

ausſchuß .

währung von Unterſtützungen ( §7) und zur Erhöhung
des Prozentſatzes der Überweiſungen an den Ausgleichs⸗
fonds (§ 19) ;
die gutachtliche Außerung vor der Beſchlußfaſſung
des Präſidiums über die Feſtſtellung der den einzelnen

Bundesſtaaten und dem Marinefonds zuſtehenden
Vermögensanteile ( §8 18, 20) , die Überweiſung von

Zuſchüſſen aus dem Ausgleichsfonds ( § 19) , die Feſt⸗—

ſtellung des in jedem Jahre zur Ausgabe zu bringenden
Prozentſatzes des i (§S 21 ) und über

Satzungsänderungen (8§ 22 )

gutachtliche Außerung zu 0 vom Präſidium zur

Kenntnis mitgeteilten Jahresbericht und zu der Jahres⸗
rechnung ſowie zu anderen vom Präſidium zur gut⸗

achtlichen Außerung vorgelegten , die Nationalſtiftung
betreffenden Fragen ;

e) die Stellung von Anträgen an das Präſidium .

DO.

d —

Der Vorſitzende des Beirats oder deſſen Stellvertreter ruft
den Beirat zuſammen ; auf Verlangen des Präſidiums oder auf

ſchriftlichen Antrag von mindeſtens zwölf Mitgliedern iſt der

Beirat zu berufen .

Die Beſchlußfaſſung des Beirats erfolgt mit einfacher
Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder , bei Stimmengleich —
heit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden .

Zur Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe kann der Beirat Aus⸗

ſchüſſe bilden , zu deren Sitzungen auch Mitglieder des Haupt⸗
ausſchuſſes und der Landesausſchüſſe ſowie Vertreter von Behörden

und andere Perſonen zu beratender Teilnahme hinzugezogen werden

können .

Die Mitglieder des Präſidiums haben das Recht , an den

Sitzungen des Beirats und ſeiner Ausſchüſſe ohne Stimmrecht
teilzunehmen ; ſie ſind daher rechtzeitig vom Zeitpunkt und von

der Tagesordnung der Sitzungen in Kenntnis zu ſetzen.

811

Der Hauptausſchuß beſteht aus den bei der Errichtung
vorhandenen Mitgliedern . Neue Mitglieder können von ihm und

zwar auch ohne Ausſcheiden bisheriger Mitglieder aufgenommen
werden . Die Zahl der Mitglieder ſoll nicht unter hundert ſinken
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und nicht über dreihundert ſteigen ; es ſoll auch nach Möglichkeit
darauf gehalten werden , daß aus jedem Bezirk , für den ein

Landesausſchuß gebildet iſt , ein Vertreter im Hauptausſchuß
vorhanden iſt .

Mitglieder des Präſidiums können nicht zugleich Mitglieder
des Hauptausſchuſſes ſein .

Die Mitgliedſchaft im Hauptausſchuß iſt ein Ehrenamt ,
für deſſen Ausübung keinerlei Vergütung gewährt wird

Mitgliedſchaft endet durch Tod oder Verzicht.
Die

§ 12 .

Dem Hauptausſchuß liegt die Prüfung der vom Präſidium
in der ordentlichen Jahresverſammlung des Hauptausſchuſſes
vorzulegenden Jahresrechnung ( § 9) und die Entlaſtungserteilung
an das Präſidium ob . Zum Zwecke der Vorprüfung wählt der

Hauptausſchuß je für die Zeit bis zur nächſten ordentlichen Ver⸗

ſammlung drei Rechnungsprüfer und ebenſoviele Erſatzmänner .
Die Rechnungsprüfer ſind befugt , die Jahresrechnungen in den

Geſchäftsräumen der Stiftung an Hand der Bücher und Belege
zu prüfen . Über das Ergebnis haben ſie der Jahresverſammlung
Bericht zu erſtatten .

Dem Hauptausſchuß liegt ferner die Zuſtimmung zu

Satzungsänderungen ob ( § 22) .
Die ordentliche Jahresverſammlung findet innerhalb der

erſten 6 Monate eines jeden Kalenderjahres ſtatt , in dieſer iſt

auch der Jahresbericht ſeitens des Präſidiums zu erſtatten ( § 9) .
Das Präſidium iſt befugt , zwecks Beratung wichtiger und

dringender Angelegenheiten den Hauptausſchuß zu außerordent⸗

lichen Verſammlungen zuſammenzuberufen und hierzu auch ge⸗
halten , wenn ein dahingehender Antrag von mindeſtens zwölf
Mitgliedern des Hauptausſchuſſes geſtellt wird .

Die Berufung des Hauptausſchuſſes erfolgt durch Ein⸗

ladung ſeiner Mitglieder an die zuletzt von ihnen dem Präſidium
bekanntgegebene Adreſſe mittels einfacher Briefe , welche mindeſtens
eine Woche vor dem Tage der Verſammlung abgeſandt ſein müſſen .

813 .

Die Beſchlüſſe des Hauptausſchuſſes werden mit einfacher
Stimmenmehrheit von den anweſenden Mitgliedern gefaßt , ſoweit
nicht die Satzung etwas anderes beſtimmt .



4. Landes⸗

ausſchüſſe .

Den Vorſitz führt der Vorſitzende des Präſidiums oder einer

ſeiner Stellvertreter oder ein ſonſt vom Präſidium beſtimmtes

Mitglied des letzteren . Auch die übrigen Mitglieder des Prä —

ſidiums ſind zur Teilnahme an den Verſammlungen des Haupt⸗

ausſchuſſes einzuladen .
Ein Stimmrecht ſteht keinem Mitglied des Präſidiums in

dieſen Verſammlungen zu .

8 14 .

Den Landesausſchüſſen in den einzelnen Bundesſtaaten

liegt , unbeſchadet der allgemeinen Sammeltätigkeit des Präſidiums ,
die Sammlung von Spenden für die Stiftung ſowie die Aus⸗

übung der Fürſorgetätigkeit in ihrem Bereich ob .

Die Landesausſchüſſe haben ihre Einnahmen am Schluß

jedes Kalenderhalbjahres den vom Präſidium zu beſtimmenden

Banken auf das Konto der Stiftung zu überweiſen .

In den erſten zwei Monaten jeden Jahres ſind von den

Landesausſchüſſen dem Präſidium ein Tätigkeitsbericht ſowie

Nachweiſungen über die Einnahmen und über die Ausgaben

des abgelaufenen Kalenderjahres wie über das vorausſichtliche

Bedürfnis des neuen Jahres einzuſenden .

Zur Übernahme von Verpflichtungen ſind die Landes —

ausſchüſſe nur innerhalb der Grenzen befugt , die durch die Höhe
der ihnen alljährlich zur Verwendung überwieſenen Mittel ( § 21

event . § 19 ) gegeben ſind .

§8 15 .

Den Landesausſchüſſen bleibt ihre Organiſation ſelbſt über —

laſſen . Sie ſind berechtigt , Unterausſchüſſe zu bilden und dieſen

oder auch Einzelperſonen beſtimmte Aufgaben aus dem Arbeits —

gebiete der Landesausſchüſſe zu übertragen . Sie haben ihre

Satzungen dem Präſidium zur Erklärung der Zuſtimmung ein⸗

zuſenden , die erteilt werden muß , ſofern die Satzung den ein⸗

heitlichen Grundſätzen ( § 7) und dieſer Stiftungsſatzung entſpricht .
Als Landesausſchüſſe im Sinne des Abſatz 1 gelten nur

Einrichtungen , die von der zuſtändigen Landesregierung unter

Genehmigung der Satzungen anerkannt werden .

Die Mitglieder des Präſidiums , des Beirats und des

Hauptausſchuſſes dürfen zugleich Mitglieder eines Landes⸗

ausſchuſſes ſein.
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An die Stelle des Landesausſchuſſes tritt hinſichtlich der

Prüfung und Entſcheidung von Anträgen auf Unterſtützung der

Hinterbliebenen von Angehörigen der Marine die unter der

Oberaufſicht des Staatsſekretärs des Reichsmarineamts ſtehende

Reichsmarineſtiftung . Dieſe iſt bei ihrer Fürſorgetätigkeit aus

den Mitteln der Nationalſtiftung an die Beobachtung der einheit⸗
lichen Grundſätze gebunden und gehalten , dem Präſidium die in

§ 14 Abfſ . 3 aufgeführten Unterlagen alljährlich einzuſenden .

§ 17 .

Das Präſidium iſt berechtigt , Unterſtützungen an die in

den Schutzgebieten oder im Auslande lebenden Hinterbliebenen

ſowie in beſonders dringenden Fällen , z. B. bei Gefahr für Leben

oder Geſundheit , unmittelbar Unterſtützungen zu gewähren . Dabei

iſt möglichſt im Einvernehmen mit dem für die Bewilligung der

Unterſtützung zuſtändigen Organ zu verfahren und jedenfalls

dieſer Stelle von der erfolgten Bewilligung umgehend Kenntnis

zu geben .

8 18 .

Grundſätzlich ſollen der Fürſorge in den einzelnen Bundes⸗

ſtaaten die aus ihnen ſtammenden Einnahmen ( ſowohl von den

Landesausſchüſſen geſammelte als auch direkt an die Stiftung

abgeführte Gaben ) dienen , ſoweit nicht in den 8§ 19 und 20

anderes beſtimmt iſt . Dies gilt auch für das bei Errichtung

der Stiftung vorhandene Vermögen und deſſen Zinſen . Die

Höhe der hiernach für die einzelnen Bundesſtaaten nach Abzug

der allgemeinen Verwaltungskoſten vorhandenen Mittel wird vom

Präſidium nach Anhörung des Beirats unter Berückſichtigung

der im Laufe des Geſchäftsjahres eingetretenen Anderungen inner⸗

halb der erſten vier Monate des folgenden Jahres jährlich feſt⸗

geſtellt .

819

Die aus dem Ausland ſtammenden Zuwendungen , ſoweit

die Spender nicht ausdrücklich etwas anderes beſtimmt haben,

ſowie 10 % des ſonſtigen bei Errichtung der Stiftung vorhandenen

Vermögens und von da ab alljährlich 10d , der geſamten Neu⸗

einnahme —ſoweit dieſe nicht aus Zinſeneinnahmen herrührt —

III . Vertei⸗

lung der

Stiftungs⸗

gelder .



nach Abzug der Verwaltungskoſten werden einem Ausgleichsfonds
NN überwieſen . Mit Zuſtimmung des Beirats kann das Präſidium

den Prozentſatz von den jährlichen Neueinnahmen bis auf 25 %

erhöhen . Aus dem Ausgleichsfonds ſoll ſeitens des Präſidiums

durch Zuſchüſſe an die Landesausſchüſſe nach Möglichkeit die

Verſchiedenheit der den einzelnen Landesteilen zur Verfügung

ſtehenden Mittel unter Zugrundelegung des in ihnen vorhandenen

Bedürfniſſes ausgeglichen werden . Welche Landesausſchüſſe hier—⸗
bei jeweils zu bedenken und wie hoch die Zuſchüſſe zu bemeſſen

5 ſind , beſtimmt das Präſidium nach Anhörung des Beirats .

Ferner entnimmt das Präſidium aus dieſem Ausgleichsfonds

jährlich den erforderlichen Betrag zu Bewilligungen nach § 17 .

§ 20 .

65 Fojür die Unterſtützung der Hinterbliebenen von Marine⸗

angehörigen wird ein beſonderer Fonds ( Marinefonds ) der Art

gebildet , daß ihm in gleicher Weiſe wie beim Ausgleichsfonds

(§S 19 ) ein dem Verhältnis der Gefallenen der Marine zu denen

des Landheeres entſprechender , vom Präſidium nach Anhörung

des Beirats feſtzuſtellender Prozentſatz des bei der Errichtung

der Stiftung vorhandenen Vermögens und der ſpäteren Einnah⸗

men überwieſen wird .

§ 2¹

Die Zinſen der nach den § § 18, 19 und 20 den einzelnen

Bundesſtaaten und dem Marinefonds gutgeſchriebenen Beträge

1 ſind dieſen zuzuſchlagen . Das Präſidium beſtimmt nach An⸗

hörung des Beirats , welcher Prozentſatz der ſo feſtgeſtellten

Kapitalsanteile im laufenden Jahr ausgegeben werden darf .

Der Prozentſatz iſt für alle Bundesſtaaten und den Marinefonds

einheitlich zu beſtimmen .

§ 22 .

IV . Schluß⸗ Soweit die jeweilig geltenden geſetzlichen Vorſchriften nicht

beſtim⸗ etwas anderes beſtimmen , können Anderungen dieſer Satzung

mungen . vom Präſidium unter Zuſtimmung des Hauptausſchuſſes be⸗

ſchloſſen werden . Der Beſchluß des Präſidiums ſowohl als

auch der des Hauptausſchuſſes muß mit Zweidrittelmehrheit der

Erſchienenen gefaßt ſein. Auch muß der Einladung zu der
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Sitzung , in der über die beabſichtigte Anderung beſchloſſen
werden ſoll , dieſe im Wortlaut beigefügt werden .

In gleicher Weiſe ſoll für den Fall , daß nach Erfüllung

des Stiftungszweckes noch Mittel vorhanden ſein ſollten , darüber

beſtimmt werden , ob das Reſtkapital bis zu einem etwa ſpäter

ausbrechenden Kriege unter Aufſammlung der Zinſen weiter

verwaltet werden oder zu den gleichen Zwecken unter Aufhebung

der Stiftung einer Reichsſtelle überwieſen werden ſoll .

62
8 23 .

Beſchlüſſe , durch welche die Satzung in Anſehung des

Zweckes geändert oder die Stiftung aufgehoben werden ſoll ,

bedürfen der Genehmigung des Königs von Preußen , ſonſtige

Anderungen der Satzung der Genehmigung des preußiſchen

Miniſters des Innern .

Berlin , den 12 . Juli 1917 .

Das Präſidium :

Dr . Drews Graf von Lerchenfeld - Dr . von Vichter
Staatsminiſter und Küfering Oberpräſident ,

Miniſter des Innern , Königl . Bayer . Geſandter , 2. ſtellv . Vorſitzender .

Vorſitzender . 1. ſtellv . Vorſitzender .

Selberg Herrmann Dr . Caspar

ommerzienrat , Kommerzienrat , Wirkl . Geh . Rat ,

geſchäftsführender Direktor der Deutſchen Bank Direktor im Reichs⸗

Vizepräſident . Schatzmeiſter . amt des Innern .

Dr . Cuntz Eich non Keſſel

Regierungsrat , Kommerzienrat , Generaloberſt ,

Hilfsarbeiter im Generaldirektor der Oberbefehlshaber in

Miniſterium des Innern . Mannesmannröhren⸗ den Marken .

Werke .

non Noſtiz - OUrzewiecki Freiherr von Spitzemberg
Königl . Sächſiſcher Königl . Kammerherr ,

Geſandter . Kabinettsrat Ihrer Majeſtät der Kaiſerin .

Vielhaber
Mitglied des Direktoriums der Friedr . Krupp A. ⸗G.
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